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FORUM Veranstaltungen

Autonomes Fahren
Rückblick: Online-Tagung der Forschungsstelle für Verkehrsmarktrecht und des  
Collegium Europaeum Jenense am 22. April 2021

Die Digitalisierung ist neben dem Klima-
wandel eines der großen Themen die-

ser Zeit. Bei der Entwicklung autonom fah-
render Fahrzeuge könnten die vom Klima-
schutzgedanken getragene Energie- und 
Verkehrswende sowie die durch neue tech-
nische Entwicklungen vorangetriebene Di-
gitalisierung zusammenlaufen. Gleichzeitig 
bieten (technische) Neuerungen stets Po-
tentiale, bergen jedoch auch Risiken und 
halten Herausforderungen für alle Akteure 
auf verschiedenen Ebenen bereit. Um die 
aktuellen Entwicklungen aufzuarbeiten und 
interdisziplinär sowohl aus wissenschaftli-
cher als auch praktischer Perspektive ein-
zuordnen, luden die Forschungsstelle für 
Verkehrsmarktrecht und das Collegium Eu-
ropaeum Jenense an der Friedrich-Schiller-
Universität Jena am 22. April 2021 zur On-
line-Tagung „Autonomes Fahren“ ein. Die 
Vielgestaltigkeit des Tagungsthemas ebenso 
wie seine Aktualität spiegelten sich sowohl 
im Tagungsprogramm als auch in dem brei-
ten Interesse wider, auf das die Tagung 
stieß. So begrüßten die Veranstalter Prof. 
Dr. Matthias Knauff, LL.M. Eur. (Forschungs-
stelle für Verkehrsmarktrecht, Friedrich-
Schiller-Universität Jena) und Prof. Dr. Mar­
tin Herrmann (Collegium Europaeum Je-
nense, Friedrich-Schiller-Universität Jena) 
ein ebenso interdisziplinär wie internatio-
nal aufgestelltes Publikum mit zahlreichen 
Vertretern aus Verwaltung, Wirtschaft und 
Wissenschaft1. 

Dieses wurde zunächst durch Prof. Dr.-
Ing. Carsten Markgraf (Hochschule Augs-
burg) mit dem aktuellen Stand der techni-
schen Entwicklung in Bezug auf das autono-
me Fahren vertraut gemacht. Ausgehend 
von der Erläuterung der Funktionsweise 
des autonomen Fahrens in technischer Hin-
sicht erfolgte eine Betrachtung der diese 
praktisch umsetzenden, auf dem Markt ver-
fügbaren Hard- und Software unter beson-
derer Betonung der unterschiedlichen tech-
nischen Ansätze verschiedener Anbieter. 
Abschließend wies der Referent auf die 
Chancen und Risiken hin, die das autonome 
Fahren bietet. 

Dass diese miteinander abgewogen wer-
den müssten, um die im Zusammenhang 
mit dem autonomen Fahren auftretenden 
ethischen Fragen zu beantworten, führte 
anschließend, gleichsam an die Überlegun-
gen seines Vorredners anknüpfend Prof. Dr. 

mult. Nikolaus Knoepffler (Friedrich-Schil-
ler-Universität Jena) aus. So seien ethische 
Fragen stets solche einer Güterabwägung. 
Gleichzeitig zeigte er die Ambivalenz der 
mit dem autonomen Fahren verbundenen 
Chancen auf. Plastisch veranschaulichte der 
Referent das Prinzip der Güterabwägung 
anhand zwei zentraler ethischer Problem-
fragen im Kontext des autonomen Fahrens, 
dem Privatsphären-Problem sowie dem 
Trolley-Problem. Als Lösungsvorschlag für 
die ethischen Probleme hielt er fest, dass 
trotz eines Überwiegens der Chancen die 
Entscheidung über die Nutzung autonom 
fahrender Fahrzeuge von jedem Menschen 
individuell getroffen werden können sollte.

Abermals einen Perspektivwechsel ein-
leitend, berichtete Ministerialdirigent An­
dreas Krüger (Leiter der Unterabteilung DG 
2, Mobilität 4.0, Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur, Berlin) 
im Anschluss von den politischen Entwick-
lungen. Eine Evaluierung der 2017 einge-
fügten Regelungen der §§ 1b, 1c StVG habe 
ergeben, dass derzeit noch keine automati-
sierten Fahrzeuge i. S. d. § 1c StVG zugelas-
sen und auch noch keine entsprechenden 
Typengenehmigungen beantragt seien. 
Dies verdeutliche, dass der rechtliche Rah-
men den tatsächlichen technischen Ent-
wicklungen voraus sei. Dennoch werden 
gemäß dem Auftrag im Koalitionsvertrag 
aktuell ein weitergehender Gesetzentwurf 
im Bundestag beraten sowie eine korres-
pondierende Durchführungsverordnung 
abgestimmt. Damit soll ein Rechtsrahmen 
geschaffen werden, um fahrerlose Kraft-
fahrzeuge (Automatisierungsgrad der Stufe 
4 und 5) in festgelegten Betriebsbereichen 
im öffentlichen Straßenverkehr nach 
Durchlaufen eines dreistufigen Genehmi-
gungsverfahrens im Regelbetrieb fahren zu 
lassen und somit der Schritt vom automati-
sierten zum autonomen Fahren gewagt wer-
den. Die Anwendungsbereiche würden vom 
Gesetzgeber bewusst offengelassen. Eine 
technische Aufsicht überwache den Verkehr 
mit den autonomen Fahrzeugen insofern, 
als diese Kontakt aufnähmen, wenn sie eine 
Situation im Straßenverkehr nicht meistern 
könnten. Zudem werde der Einsatz von Du-
al-Mode-Fahrzeugen, wie z. B. Automated 
Valet Parking (AVP), ebenfalls geregelt, te-
le-operiertes Fahren hingegen nicht. Zu-
künftig müssten neben einer Anpassung des 

rechtlichen Rahmens in der nächsten Legis-
laturperiode, insbesondere des Straßenver-
kehrsrechts, das in einer Vielzahl von Rege-
lungen den Fahrer eines Fahrzeugs adres-
siere und damit fahrerloses Fahren außen 
vor lasse, vor allem die Themen Datenaus-
tausch und Ausbau der Infrastruktur in den 
Fokus rücken.

Die bei der Ausgestaltung des Rechtsrah-
mens für das autonome Fahren zu beach-
tenden verfassungsrechtlichen Vorgaben in 
den Blick nehmend, stellte Prof. Dr. Michael 
Brenner (Friedrich-Schiller-Universität Jena) 
zunächst die Frage, ob die staatliche Schutz-
pflicht für das Leben und die körperliche 
Unversehrtheit der Bürger eine Pflicht nach 
sich ziehe, nur noch autonome Fahrzeuge 
zuzulassen. Unter der Voraussetzung, dass 
sämtliche technische Systeme fehlerfrei 
funktionieren und vollumfänglich gegen 
Hackerangriffe von außen geschützt seien, 
was nach dem aktuellen Stand der Technik 
nicht der Fall sei, sei es dem Staat zwar nicht 
verwehrt, nur noch autonom fahrende 
Fahrzeuge zuzulassen, eine entsprechende 
Pflicht bestehe aber nicht. Anschließend 
warf der Referent die Frage auf, ob eine sol-
che gesetzliche Regelung, nach der nur 
noch autonom fahrende Fahrzeuge in den 
Verkehr gebracht werden dürften, Grund-
rechte verletzen würde, und verneinte dies 
für den Fall, dass vorhandene Fahrzeuge 
von den Verkehrsteilnehmern weiter ge-
nutzt werden dürften. 

Schließlich beleuchtete er den Umgang 
mit Dilemma-Situationen, d. h. Situationen, 
in denen ein Unfall nicht mehr zu verhin-
dern ist und das Fahrprogramm sich zwi-
schen verschiedenen Schadensszenarien 
entscheiden muss, vor dem Hintergrund 
der verfassungsrechtlichen Vorgaben. In 
derartigen Situationen käme es stets zu 
Grundrechtskollisionen; die kollidierenden 
Grundrechte seien im Wege der praktischen 
Konkordanz abzuwägen. Zu berücksichti-
gen sei freilich, dass das Leben als vom 
Grundgesetz absolut geschütztes Gut einer 
Abwägung nicht zugänglich sei. Nichtsdes-
totrotz wird man nach Ansicht des Referen-
ten nicht umhinkommen, auch für die Situ-
ation, in denen das Programm zwischen der 
Tötung verschiedener Personen entschei-
den muss, eine Lösung finden zu müssen, 
denn sonst könnten Fahrzeuge der Automa-
tisierungsstufe 5 nicht zum Einsatz kom-
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men. Dafür schlägt er drei Lösungsmöglich-
keiten vor: 
1.	 Es erfolgt eine Programmierung des 

Fahrzeugs im Sinne der Reduzierung der 
Opferzahl jedenfalls dann, wenn mögli-
che Opfer in ihrem Rechtsgut Leben 
gleichermaßen konkret gefährdet wären 
(Dies bedeutet im Klartext aber eine Ab-
wägung von Leben mit Leben, die der 
Referent für vertretbar hält, weil die Ent-
scheidung des Bundesverfassungsge-
richts zum Luftsicherheitsgesetz nicht 
mit dem Straßenverkehr vergleichbar 
sei).

2.	 Die Tötung einer oder mehrerer Perso-
nen, die sich grob fahrlässig oder gar 
vorsätzlich regelwidrig verhalten haben, 
wird priorisiert. 

3.	 Der Nutzer stimmt der Aufopferung zu, 
sodass sich das Fahrzeug für den Schutz 
anderer Menschenleben entscheidet.

Den Fokus auf das einfache Recht len-
kend, behandelte der folgende Vortrag von 
Prof. Dr. Paul Schrader (Universität Biele-
feld) die haftungsrechtlichen Probleme des 
autonomen Fahrens. Mit der zunehmenden 
Automatisierung des Fahrvorgangs im Sin-
ne einer Verschiebung der individuellen 
Fahrentscheidung hin zu einer typisierten 
Entscheidung des Herstellers bei der Pro-
grammierung des autonom fahrenden Fahr-
zeugs gehe die Verlagerung der Verantwort-
lichkeit für den Fahrvorgang vom Fahrer 
des Fahrzeugs auf den Hersteller einher. 
Der Gesetzgeber habe durch die Einfüh-
rung der §§ 1b, 1c StVG im Jahr 2017 jedoch 
deutlich gemacht, dass er an dem bisheri-
gen Haftungsmodell festhalten will; haften 
soll die Person, die das Fahrprogramm akti-

viert hat. §§ 1b, 1c StVG beträfen indes ledig-
lich eine Stufe unterhalb der Automatisie-
rung des Fahrens. Der Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung des Straßenverkehrsge-
setzes und des Pflichtversicherungsgesetzes 
– Gesetz zum autonomen Fahren2, der zu-
vor vom Referenten A. Krüger vorgestellt 
wurde, könne jedoch eine neue Aufteilung 
der Verantwortlichkeit für Fahrvorgänge 
mit autonom fahrenden Fahrzeugen der 
Stufe 4 bewirken. Als weiterer Akteur trete 
die technische Aufsicht hinzu. Daran, dass 
die Risiken der Fahrzeugautomatisierung 
nicht von den Herstellern getragen werden, 
sondern von der Halterhaftung erfasst sei-
en, ändere aber auch der Gesetzentwurf 
nichts. Dies sei misslich, weil der Hersteller 
eine erhebliche Kontrolle auf die Fahrzeug-
steuerung ausübe. Ob die Pflichtversiche-
rung beim Hersteller Rückgriff nehmen 
könne, sei davon abhängig, wie § 1f Abs. 3 
StVG n.F. produkthaftungsrechtlich einge-
ordnet werde. Darüber hinaus seien die Aus-
wirkungen der auf EU-Ebene geplanten KI-
Verordnung3 für das Haftungssystem noch 
nicht abschließend absehbar und die 
Integration in das überkommene deutsche 
Haftungssystem nicht ohne weiteres 
möglich.

Im Anschluss zeigte Emanuele Leonetti 
(Verband Deutscher Verkehrsunternehmen 
e.V. (VDV), Köln) die Visionen, Potentiale 
und den Regulierungsbedarf für die öffentli-
che Mobilität der Zukunft aus Sicht der Ver-
kehrsunternehmen auf. Dabei kennzeich-
nete er den öffentlichen Verkehr als Integ-
rator automatisierter und vernetzter Ver-
kehrsangebote. Dies ermögliche der 
bestehende Rechtsrahmen nur unzurei-
chend. So sähen sich aktuell laufende auto-

matisierte und autonome Test- und Pilot-
projekte im ÖPNV im Rahmen von Einzel-
betriebserlaubnissen nach § 21 StVZO für 
Fahrzeuge mit einer bauartbedingten 
Höchstgeschwindigkeit unter 25 km/h Her-
ausforderungen wie der langsamen Reise-
geschwindigkeit von 12 km/h, langwierigen 
Genehmigungsverfahren sowie dem Erfor-
dernis eines Operators an Bord bei beste-
hendem Personalmangel gegenüber. Der 
Referent beklagte außerdem die fehlende 
Möglichkeit zur On-Demand-Bedienung. 

Gefordert werde daher die Schaffung 
eines Rechtsrahmens für den 

fahrerlosen ÖV-Betrieb 

von Fahrzeugen 
auf einer spezifischen Li-
nie oder in einem spezifischen 
Bedienungsgebiet. Insofern werde der vom 
Referenten A. Krüger vorgestellte aktuelle 
Gesetzentwurf seitens des Verbandes 
grundsätzlich begrüßt. Gleichzeitig würden 
aber die spezifischen betrieblichen und hal-
terbezogenen Anforderungen als Heraus-
forderung für den ÖPNV erkannt und kriti-
siert. Der Gesetzentwurf sei nicht spezifisch 
auf den ÖPNV als Anwendungsfall zuge-
schnitten, werde dort aufgrund der örtli-
chen Begrenzung des Einsatzes autonom 
fahrender Fahrzeuge praktisch aber zuerst 
zum Einsatz kommen. Befürchtet wird von 
Seiten des Verbandes zudem die fehlende 
technische Umsetzungsbereitschaft bei den 
Herstellern sowie eine mögliche Rechtszer-
splitterung der Genehmigungspraxis in An-
betracht der Zuständigkeit der Länder für 
die Erteilung von Betriebsbereichsgeneh-
migungen. � ■

1	 Dokumentiert sind die Tagungsbeiträge in dem dem-
nächst in der Schriftenreihe zum Verkehrsmarktrecht im 
Nomos-Verlag erscheinenden Tagungsband.

2	 BT-Drs. 19/27439.
3	 vgl. Entwurf einer Entschließung des Europäischen Parla-

ments mit Empfehlungen an die Kommission für eine Re-
gelung der zivilrechtlichen Haftung beim Einsatz künstli-
cher Intelligenz (2020/2014(INL)) vom 05.10.2020 (Dok.: 
A9-0178/2020).
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